
01. April 2025

Gipfel zur Budgetsanierung: Können
Bund und Länder sparen?

Am 1. April 2025 trifft sich die Regierung in Wien zur
Budgetsanierung. Ziel: Reformprozess gegen steigendes

Defizit.

Vienna, Österreich - Am Mittwoch, dem 1. April 2025, findet
ein entscheidendes Gipfelgespräch zwischen Bund, Gemeinden
und Ländern statt, das sich auf die dringend notwendige
Budgetsanierung konzentrieren wird. Dieser Schritt ist für die
Regierung von zentraler Bedeutung, da das Defizit des Jahres
2024 mit 4,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) als
erschwert angesehen wird. In diesem Kontext berichtet 
vienna.at, dass die Teilnehmer, unter anderem die
Regierungsspitze sowie Finanzminister und Staatssekretärin,
sich auf Reformen einigen möchten, um die Haushaltslage zu
entlasten.

Ein wesentlicher Faktor für das hohe Defizit sind die starken
Abgänge bei den Ländern. nachrichten.at hebt hervor, dass
rund 0,9 Prozentpunkte des Defizits auf die Haushalte der
Länder zurückzuführen sind, was zeigt, dass diese bei der
Budgetkonsolidierung kaum Einsparungen in Betracht ziehen.
Landeshauptleute fordern vielmehr zusätzliche Mittel und
scheinen wenig bereit zu sein, Verantwortung zu übernehmen.
Diese Haltung könnte den Reformprozess erheblich behindern.

Die finanziellen Rahmenbedingungen

Die Neuverschuldung für Österreich im Jahr 2024 beläuft sich
auf 22,5 Milliarden Euro, wobei die Ausgaben um 8,8 Prozent auf

https://www.vienna.at/bund-laender-und-gemeinden-treffen-sich-in-sachen-budget/9313550
https://www.nachrichten.at/politik/innenpolitik/47-defizit-staatschulden-im-vorjahr;art385,4038352


242,8 Milliarden Euro steigen. Gleichzeitig stagnieren die
Einnahmen mit einem Anstieg von nur 4,9 Prozent auf 271,3
Milliarden Euro. Diese Missverhältnisse betrachten Experten als
großen Handlungsbedarf. Der Finanzminister betont daher die
Notwendigkeit eines gemeinsamen Kraftakts zur
Budgetsanierung.

Zusätzlich zur Problematik der Neuverschuldung konstatiert die
Statistik Austria, dass die Gesamtverschuldung Österreichs
mittlerweile 394,1 Milliarden Euro erreicht hat, was einer Pro-
Kopf-Verschuldung von fast 43.000 Euro entspricht. Dieser Wert
sorgt für zusätzliche Herausforderungen in Bezug auf die
Einhaltung der Maastricht-Kriterien, die in der Festlegung
besagen, dass der öffentliche Schuldenstand 60 Prozent des BIP
nicht überschreiten darf, wie statistik.at berichtet.

Ausblick auf die nächsten Schritte

Während die ersten Sparmaßnahmen zur Budgetsanierung
heute in Kraft treten, gibt es bereits Stimmen aus der Politik, die
Reformen im Föderalismus und eine Stärkung der
Abgabenautonomie fordern. Dennoch zeigt sich ein gewisses
Maß an Skepsis hinsichtlich der Einsparmöglichkeiten,
insbesondere vonseiten der Landeshauptleute. Tirol steht
hierbei als ein positives Beispiel dar, da der Landeshauptmann
eine niedrige Verschuldung präsentiert, während andere
Kommunen, besonders Wien, in eine steigende Schuldenfalle
geraten.

Im Nachgang des großen Gesprächs im Kanzleramt wird eine
Presseinformation durch die Chefs der drei Koalitionspartner
erwartet, die weitere Informationen zu den Ergebnissen und den
nächsten Schritten liefern wird. Die politischen
Entscheidungsträger stehen vor einem Balanceakt: Einmalige
Einsparungen müssen mit nachhaltigen Lösungen kombiniert
werden, um der finanziellen Brisanz wirksam zu begegnen.

https://www.statistik.at/statistiken/volkswirtschaft-und-oefentliche-finanzen/oeffentliche-finanzen/maastricht-indikatoren/oeffentlicher-schuldenstand
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